
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Danyal Bayaz, Lisa Paus, Stefan 
Schmidt, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 19/28593 –

Umsetzung der Anti-Tax-Avoidance-Directive

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Bundesregierung hat nach Ansicht der Fragestellenden die Umsetzung der 
Anti-Tax-Avoidance-Directive (ATAD-RL) lange verschleppt (https://blog.han
delsblatt.com/steuerboard/2020/04/22/update-zur-hinzurechnungsbesteuerung-
neues-zum-atad-umsetzungsgesetz/). Intern gab es immer wieder Diskussio-
nen über eine angemessene Höhe des Niedrigsteuersatzes im Außensteuerge-
setz. Die Union hat das Thema in eigenen Impulspapieren adressiert: https://w
ww.cducsu.de/sites/default/files/2019-11/Positionspapier%20zur%20Moderni
sierung%20der%20Unternehmensbesteuerung_17102019.pdf. Im aktuellen 
Gesetzentwurf des Bundesministers der Finanzen Olaf Scholz findet sich an 
dieser Stelle keine Änderung im Außensteuergesetz (AStG). Gleichzeitig sol-
len andere Forderungen der Union im „Gesetz zur Modernisierung der Kör-
perschaftsteuer“ umgesetzt werden.

 1. Welche Aufkommenswirkung ist nach Erkenntnis der Bundesregierung 
dadurch zu erwarten, dass sich die relative Freigrenze des § 9 AStG-E in 
Höhe von 10 Prozent nunmehr nicht mehr auf Bruttoerträge, sondern auf 
die Einkünfte beziehen soll?

Es werden Steuermindereinnahmen erwartet, die im Einzelnen nicht beziffert 
werden können.

 2. Welche Aufkommenswirkung ist nach Erkenntnis der Bundesregierung 
dadurch zu erwarten, dass die gesellschafterbezogene Freigrenze des § 9 
AStG-E in Höhe von 80 000 Euro sich nunmehr nicht mehr auf die Brut-
toerträge, sondern auf die Einkünfte beziehen soll?

Es werden Steuermindereinnahmen erwartet, die im Einzelnen nicht beziffert 
werden können.
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 3. In wie vielen Fällen, für die seit dem Veranlagungszeitraum 2008 die Da-
ten bereits vorliegen, wurde von der Hinzurechnungsbesteuerung auf-
grund eines erbrachten Gegenbeweises im Sinne des § 8 Absatz 2 AStG 
nicht durchgeführt?

Der Bundesregierung liegen keine Fallzahlen vor.

 4. Welche Kriterien sind nach Kenntnis der Bundesregierung geeignet, 
nachzuweisen, dass eine ausländische Gesellschaft tatsächlich einer wirt-
schaftlichen Tätigkeit in diesem Staat nachgeht?

Mit der EuGH-Entscheidung C-196/04 (Cadbury Schweppes) vom 12. Septem-
ber 2006 wurde für EU-Fälle einem Steuerpflichtigen das Recht eingeräumt, im 
Rahmen der Hinzurechnungsbesteuerung den Nachweis einer tatsächlichen 
wirtschaftlichen Tätigkeit der ausländischen Gesellschaft zu erbringen mit der 
Folge, dass keine Hinzurechnungsbesteuerung stattfindet. Dieser Entscheidung 
folgend, hat Das Bundesministerium der Finanzen in einem Schreiben vom 
8. Januar 2007 (BStBl 2007 I S. 99) folgende Kriterien zur Feststellung einer 
tatsächlichen wirtschaftlichen Tätigkeit entwickelt, dass
• die Gesellschaft in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Sitz oder ihre Ge-

schäftsleitung hat, am dortigen Marktgeschehen im Rahmen ihrer gewöhnli-
chen Geschäftstätigkeit aktiv, ständig und nachhaltig teilnimmt,

• die Gesellschaft dort für die Ausübung ihrer Tätigkeit ständig sowohl ge-
schäftsleitendes als auch anderes Personal beschäftigt,

• das Personal der Gesellschaft über die Qualifikation verfügt, um die der Ge-
sellschaft übertragenen Aufgaben eigenverantwortlich und selbstständig zu 
erfüllen,

• die Einkünfte der Gesellschaft ursächlich aufgrund der eigenen Aktivitäten 
der Gesellschaft erzielt werden,

• den Leistungen der Gesellschaft, sofern sie ihre Geschäfte überwiegend mit 
nahestehenden Personen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Außensteuergeset-
zes (AStG) betreibt, für die Leistungsempfänger wertschöpfende Bedeutung 
zukommt und die Ausstattung mit Kapital zu der erbrachten Wertschöpfung 
in einem angemessenen Verhältnis steht.

Im Folgejahr wurde der sogenannte Motivtest in § 8 Absatz 2 AStG eingeführt. 
Die ATAD impliziert hinsichtlich des vorgesehenen Motivtests entsprechende 
Kriterien mit der Konkretisierung der Voraussetzungen dahingehend, dass die 
Tätigkeit durch hinreichend qualifiziertes Personal selbständig und eigenver-
antwortlich ausgeübt werden muss. Die eingesetzten Ressourcen müssen ihrem 
Umfang nach der ausgeübten Tätigkeit angemessen entsprechen.

 5. Sieht die Bundesregierung in Bezug auf den zu erbringenden Gegenbe-
weis ein Erfordernis, die Voraussetzungen für die Erbringung des Gegen-
beweises gesetzlich klar zu definieren?

§ 8 Absatz 2 AStG-E sieht hinsichtlich des Einsatzes von qualifiziertem Perso-
nal und einer angemessenen sachlichen Ausstattung eine gesetzliche Konkreti-
sierung der Kriterien im Rahmen des Motivtests vor. Eine weitergehende Kon-
kretisierung ist nicht vorgesehen, da es sich beim AStG um abstrakt-generelle 
Normen handelt, die auf eine Vielzahl von Fällen angewendet werden sollen.
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 6. Ist die vorgesehene Konsolidierung der Niedrigsteuergrenze bei 25 Pro-
zent im Rahmen der Hinzurechnungsbesteuerung dahingehend zu verste-
hen, dass die Bundesregierung sich auch in den Verhandlungen um die 
Höhe einer Mindestbesteuerung im Kontext der zweiten Säule des 
OECD (Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung)-Projekts „BEPS“ („Base Erosion and Profit Shifting“)für 
einen Steuersatz in derselben Höhe einsetzen wird?

Die Bundesregierung setzt sich weiterhin für eine wirksame Ausgestaltung der 
globalen effektiven Mindestbesteuerung ein. Die Einigung auf die konkrete Hö-
he des effektiven Mindeststeuersatzes steht im Rahmen der Verhandlungen auf 
OECD-Ebene noch aus.

 7. Wie plant die Bundesregierung, im Falle der Einführung eines Mindest-
steuersatzes unter 25 Prozent auf Ebene der OECD die dabei drohenden 
Konflikte wegen der unterschiedlichen Besteuerung aktiver und passiver 
Einkünfte ausländischer Zwischengesellschaften einerseits, sowie bei 
passiven Einkünften wegen der Diskrepanz zwischen Niedrigsteuergren-
ze im Rahmen der Hinzurechnungsbesteuerung und Mindeststeuer ande-
rerseits zu lösen?

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, dass im Rahmen von Säule 2 die 
Steuer, die auf den Hinzurechnungsbetrag entfällt, für Zwecke der Ermittlung 
des effektiven Steuersatzes Berücksichtigung finden soll. Die Einzelheiten der 
Ausgestaltung von Säule 2 sind noch Gegenstand laufender internationaler Ver-
handlungen.

 8. Auf welche Summe beziffert die Bundesregierung nach derzeitigem 
Kenntnisstand die gesamten getätigten Ausgaben des Haushalts im direk-
ten Zusammenhang mit der Pandemie und ihrer Bekämpfung (bitte ge-
staffelt nach Mindereinnahmen bei Steuern, jeweils getrennt nach der 
Steuerart, direkten Ausgaben im Rahmen der Hilfsprogramme, den Kos-
ten der Impfkampagne sowie nach sonstigen Ausgaben angeben)?

 9. Auf welche Summe schätzt die Bundesregierung die noch zu erwarten-
den Ausgaben des Haushalts im direkten Zusammenhang mit der Pande-
mie und ihrer Bekämpfung (bitte gestaffelt nach Mindereinnahmen bei 
Steuern, jeweils getrennt nach der Steuerart, direkten Ausgaben im Rah-
men der Hilfsprogramme, den Kosten der Impfkampagne sowie nach 
sonstigen Ausgaben angeben)?

Die Fragen 8 und 9 werden zusammen beantwortet.
Der aktuelle Stand der haushaltswirksamen Maßnahmen im Zusammenhang 
mit der COVID-19-Pandemie ist aus Anlage 1 ersichtlich. Die Steuerminder-
einnahmen sind der Position I. A. 2. „Erwartete Belastungen des Bundeshaus-
haltes durch Steuermindereinnahmen“ und I. B. 3. „Steuerliche Mindereinnah-
men Länder und Gemeinden“ zu entnehmen. Eine Aufteilung nach Steuerarten 
ist für die im Corona-Steuerhilfegesetz und im Zweiten und Dritten Corona-
Steuerhilfegesetz geregelten Maßnahmen aus den Finanztableaus zu diesen Ge-
setzen ersichtlich. Diese sind für das Corona-Steuerhilfegesetz und das Zweite 
Corona-Steuerhilfegesetz im Finanzbericht 2021, Tabellen 10.9 und 10.10, ver-
öffentlicht. Das Finanztableau zum Dritten Corona-Steuerhilfegesetz ist als An-
lage 2 beigefügt.
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10. Plant die Bundesregierung über die in den Corona-Steuerhilfegesetzen 
getroffenen steuerlichen Erleichterungen eine Senkung der Unterneh-
menssteuersätze vor Ende der Legislaturperiode oder befindet sich dazu 
in der Ressortabstimmung?

Eine Senkung der Unternehmenssteuersätze ist aktuell nicht vorgesehen.

11. Mit welchen jährlichen Steuermindereinnahmen ist nach Erkenntnissen 
der Bundesregierung zu rechnen bei

a) einer Anrechnung der Gewerbesteuer auf die Körperschaftsteuer (bit-
te getrennt für eine Anrechnung in Höhe des 1,8-Fachen bzw. 4,5-
Fachen des Messbetrags und bei Vollanrechnung ausweisen),

Die Steuermindereinnahmen werden für das Entstehungsjahr 2022 wie folgt ge-
schätzt:
Anrechnung des 1,8-fachen des Gewerbesteuermessbetrags: 16,1 Mrd. Euro
Anrechnung des 4,5-fachen des Gewerbesteuermessbetrags: 34,9 Mrd. Euro
Vollanrechnung der Gewerbesteuer: 35,1 Mrd. Euro

b) einer erhöhten Anrechnung der Gewerbesteuer auf die Einkommen-
steuer mit einem Satz von 450 Prozent des Steuermessbetrags (bitte je-
weils gestaffelt nach Einkommensdezilen angeben),

Die geschätzten Steuermindereinnahmen im Entstehungsjahr 2022 nach 
Einkommensdezilen können der nachstehenden Tabelle entnommen werden:

in Mio. Euro
Steuermindereinnahmen insgesamt -505
Einkommensdezil (zvE, ESt)
1. Dezil 0
2. Dezil 0
3. Dezil 0
4. Dezil 0
5. Dezil 0
6. Dezil –5
7. Dezil –10
8. Dezil –15
9. Dezil –30
10. Dezil –445

c) einer Einräumung der Möglichkeit, in der Anrechnung nicht genutztes 
Gewerbesteuervolumen auf künftige Veranlagungszeiträume vortragen 
zu können (bitte jeweils gestaffelt nach Einkommensdezilen angeben),

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Schätzungen vor.

d) einer Berücksichtigung der Gewerbesteuerlast als Betriebsausgabe im 
Rahmen der Gewinnermittlung (bitte jeweils gestaffelt nach Einkom-
mensdezilen angeben),

Die Steuermindereinnahmen im Entstehungsjahr 2022 werden auf insgesamt 
14,8 Mrd. Euro geschätzt. Die Aufteilung nach Einkommensdezilen, getrennt 
nach Auswirkungen auf Körperschaften und natürliche Personen, kann der 
nachstehenden Tabelle entnommen werden:
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Einkommensdezil
(nach zvE)

Körperschaften natürliche
Personen

in Mrd. Euro (inkl. GewSt-Wirkung)
1. bis 7. Dezil Die Wirkungen im 1. bis 7. Dezil sind gering.
8. Dezil –0,1 –0,1
9. Dezil –0,2 –0,2
10. Dezil –8,8 –5,4
Gesamt –9,1 –5,7

e) einer Absenkung der Niedrigbesteuerungsgrenze im Außensteuerrecht 
auf 15 Prozent bzw. auf 10 Prozent,

Die mit einer Absenkung der Niedrigsteuergrenze verbundenen Steuerminder-
einnahmen können nicht konkret beziffert werden.

f) der Klassifizierung sämtlicher Gewinne aus Umwandlungen bzw. aus 
der Veräußerung von Anteilen (§ 8 Absatz 1 Nummer 9, 10 AStG) als 
„aktive Einkünfte“ im Rahmen der Hinzurechnungsbesteuerung,

Die Steuermindereinnahmen können nicht beziffert werden.

g) einer ersatzlosen Abschaffung des Solidaritätszuschlages (bitte ge-
trennt nach Aufkommen von Personengesellschaften und Kapitalge-
sellschaften sowie gestaffelt nach Einkommensdezilen ausweisen),

Nach der aktuellen Steuerschätzung von November 2020 werden im Jahr 2022 
folgende Einnahmen aus dem Solidaritätszuschlag (SolZ) erwartet, mit deren 
Wegfall gerechnet werden muss:

Solidaritätszuschlag zur Geschätztes Aufkommen in
Mio. Euro

– Lohnsteuer 3.885
– veranlagte Einkommensteuer 2.420
– Abgeltungsteuer auf Zinsen und 
Veräußerungserträge

350

– nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag

1.150

– Körperschaftsteuer (KSt) 1.645
Summe 9.450

Bei der Körperschaftsteuer ist die voraussichtliche Verteilung auf die Dezile der 
nachfolgenden Tabelle zu entnehmen:

Abschaffung SolZ auf KSt im Jahr 2022
in Mio. Euro

Solidaritätszuschlag (KSt) –1.645
Einkommensdezil (zvE, KSt)
1. Dezil –25
2. Dezil 0
3. Dezil 0
4. Dezil 0
5. Dezil -5
6. Dezil 0
7. Dezil 0
8. Dezil –5
9. Dezil –40
10. Dezil –1.570
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Das Aufkommen zur Lohnsteuer und veranlagten Einkommensteuer wird we-
gen der geltenden Freigrenzenregelung nahezu ausschließlich im 10. Dezil an-
fallen. Personengesellschaften sind nicht direkt mit Einkommen- bzw. Körper-
schaftsteuer belastet und zahlen daher auch keinen Solidaritätszuschlag. Der bei 
Personengesellschaften auf Gesellschaftsebene ermittelte Gewinn zählt zu den 
ertragssteuerpflichtigen Einkünften der Mitunternehmer.

h) einer Absenkung des Thesaurierungssatzes von 28,25 Prozent auf 
20 Prozent,

Es werden Steuermindereinnahmen im Mrd. Euro-Bereich erwartet.

i) der Schaffung eines Optionsmodells für Personengesellschaften, wie 
derzeit im Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Körper-
schaftsteuerrechts (KöMoG-E) geplant,

Die geschätzten Auswirkungen sind im veröffentlichten Regierungsentwurf des 
Gesetzes zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts (KöMoG) mit 
0,5 Mrd. Euro in der vollen Jahreswirkung ausgewiesen (vgl. Bundestagsdruck-
sache 19/28656).

j) einer Aufhebung des Abzugsverbots für Verluste durch Währungs-
kursschwankungen bei Gesellschafterdarlehen,

Wie in Bundestagsdrucksache 19/28656 ausgeführt, dürfte die Regelung zu 
nicht konkret bezifferbaren Steuermindereinnahmen führen, deren Höhe stark 
schwanken dürfte. Im Durchschnitt sind Mindereinnahmen in einem zweistelli-
gen Millionen-Euro-Bereich zu erwarten.

k) einer Absenkung der steuerlichen Regelverzinsung des § 233a der Ab-
gabenordnung (AO) von 6 Prozent auf 5,5 Prozent,

Zur Absenkung des Zinssatzes nach § 238 der Abgabenordnung (AO) von 
0,5 Prozent auf 0,458333 Prozent pro Monat liegen keine konkreten Beziffe-
rungen vor.

m) einer betragsmäßigen Anhebung der Grenze für Sofortabschreibungen 
bei geringwertigen Wirtschaftsgütern von 800 Euro auf 1 000 Euro?

Die Steuermindereinnahmen aus einer Anhebung der Grenze für Sofortab-
schreibungen bei geringwertigen Wirtschaftsgütern von 800 Euro auf 1 000 Eu-
ro werden auf 0,4 Mrd. Euro im Durchschnitt der ersten fünf Entstehungsjahre 
geschätzt.
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